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Zum Steuermodell des früheren 
Verfassungsrichters Paul Kirchhof

Es ist ein Irrglaube, dass unsere hoch-
komplexe Gesellschaft mit einem einfa-
chen Steuersystem auskommen kann,
ohne dass dabei die Gerechtigkeit auf
der Strecke bleibt. Einfach und gerecht
wird es nie geben, es kann immer nur
um eine Balance gehen.
FRANKFURTER RUNDSCHAU

Zu Bundesfinanzminister Schäuble

Während Spar-Terminator Schäuble die
von der FDP gewünschten Mini-Entlas-
tungen der Bürger grimmig torpediert,
gibt er in Brüssel den spendablen Ret-
tungs-Europäer. Bis zu 400 Milliarden
Euro Bürgschaftsrisiken für Griechen-
land & Co. stecken im Bundeshaushalt.
Wenn’s dumm läuft, geht der vermeint-
liche „Sparfuchs“ noch als größter Ver-
mögensvernichter in die Annalen ein.
MÜNCHNER MERKUR

Zum Haftbefehl gegen Gaddafi

Wenn die Den Haager Entscheidung
auch die Isolierung des Gaddafi-Re-
gimes verstärkt, so wie die Legitimation
der militärischen Nato-Mission gegen
Tripolis, so könnte sie doch eine Ver-
handlungslösung schwieriger machen.
Mit dem internationalen Haftbefehl ist
jedes Uno-Mitglied gehalten, Gaddafi
und seine engsten Getreuen der Justiz
zu übergeben. Damit hat er objektiv
kaum Möglichkeiten, ins Exil zu gehen.
LA REPUBBLICA (ROM)

P R E S S E S C H A U

:: Wird das Anzapfen der Ölreserven
wirklich zu einem dauerhaft niedrigen
Ölpreis führen? Die Antwort auf diese
Frage werden wir erst in einigen Mona-
ten kennen. Kurzfristig ist jedoch der
gewünschte Effekt eingetreten: Die Öl-
preise haben deutlich nachgegeben.
Diese Wirkung war seitens der Interna-
tionalen Energie-Agentur (IEA), insbe-
sondere seitens der USA, gewünscht.
Die OECD-Länder haben auf eine deut-
liche Ausweitung der Ölförderung ge-
drungen. Diese war jedoch von einigen
der erdölfördernden Staaten (Opec) auf
den letzten Treffen abgelehnt worden. 

Einige Opec-Anbieter reagieren
entsprechend verschnupft auf die Aus-
weitung der Ölmenge. Die Frage ist je-
doch, ob die Opec mit einer Förderquo-
tenerhöhung einen gewünschten nach-
haltigen Ölpreisrückgang überhaupt
hätte erwirken können. 

Dazu muss man sehen, dass es aus-
reichend Öl auf dem internationalen
Markt gibt. Die Förderausfälle in Liby-

sächlich Ölknappheiten geben könnte
und die Opec vielleicht gar nicht in der
Lage sein könnte, die Fördermengen
auszuweiten. 

Da der Ölpreis derzeit in erster Li-
nie durch derartige Faktoren geprägt
ist, besteht die Gefahr, dass der Schuss
nach hinten losgeht und die Ölpreise
nach kurzer Talfahrt wieder ansteigen.
Zudem handelt es sich bei der Menge
der freigesetzten Ölreserven um keine
riesigen Größenordnungen. 60 Millio-
nen Barrel Öl entsprechen noch nicht
einmal dem globalen weltweiten Ölver-
brauch von 87 Millionen Barrel. Die
OECD-Länder verbrauchen pro Tag et-
wa 46 Millionen Barrel. Auch diese Ein-

Was kann man also tun? Zum einen
ist eine maximale Transparenz wichtig,
zudem Steuersysteme, welche die Spe-
kulationsseite des Ölmarktes kontrol-
lieren. Je weniger Anreize Anleger und
Hedgefonds haben, von den Entwick-
lungen in diesem Markt zu profitieren,
desto eher reflektieren die Ölpreise die
wahre Situation auf dem Ölmarkt. 

Zum anderen muss die Strategie
der Industriestaaten ohnehin heißen,
so rasch wie möglich wegzukommen
vom Öl. Neben der Verbesserung der
Energieeffizienz sollten vor allem die
Fahrzeuge so rasch wie möglich mehr
und mehr alternative Kraftstoffe ein-
setzen. Dies kann geschehen, indem
neue Antriebsstoffe und -techniken
entwickelt und am Markt unterstützt
werden sowie wirklich nachhaltige Mo-
bilitätskonzepte effektiv umgesetzt
werden. 

Öl wird dauerhaft ohnehin nicht
mehr billig werden. Die Ölangebotsaus-
weitung hat Grenzen. Die Ölnachfrage-
seite kann hingegen reagieren. Und ge-
nau hier gilt es anzusetzen. 

D E B A T T E

Die gefährliche Strategie des Westens
Der Entschluss der Industrieländer, Ölreserven anzuzapfen, um die Preise zu drücken, kann zu einer Konfrontation mit der Opec führen, warnt die Forscherin

en wurden durch Saudi-Arabien ersetzt.
Die Ölnachfrage ist im letzten Jahr auf-
grund der wirtschaftlichen Erholung
deutlich gestiegen, was die Ölpreise
auch deutlich hat steigen lassen. 

Seit den Unruhen in Nordafrika
und vor allem in Libyen steigt der Öl-
preis jedoch weiter. Dies ist ein deutli-
ches Zeichen, dass der Markt schlecht
funktioniert, denn gemäß Angebot und
Nachfrage hätte der Preis nicht derart
in die Höhe gehen müssen. Die Sorge
vor möglichen weiteren Lieferausfällen
und Angebotsengpässen treibt in erster
Linie die Preise. 

Der Wunsch der OECD-Länder
nach deutlich niedrigeren Ölpreisen ist
aus wirtschaftlicher Sicht sehr ver-
ständlich. Die Konfrontation mit der
Opec überrascht dennoch. Auch und ge-
rade deshalb, da das Anzapfen der stra-
tegischen Ölreserven nur für absolute
Notfälle vorgesehen ist. Ein derartiger
Notfall liegt jedoch nicht vor. Daher ist
diese Entscheidung aus vielerlei Grün-
den gefährlich: Der Markt könnte die
Situation so einschätzen, dass es tat-

schätzung könnte die Preise wiederum
rasch nach oben bringen. 

Durch die Konfrontation mit der
Opec könnte sich die Situation sogar
noch verschlechtern, mögliche weitere
Förderquotenerhöhungen seitens der
Opec könnten dauerhaft eher unter-
bleiben. Auch das könnte den Ölpreis
weiter künstlich in die Höhe treiben,
statt ihn wie gehofft sinken zu lassen.

Was lernen wir daraus? In erster Li-
nie ist es erschreckend, wie wenig sich
in den letzten Jahren geändert hat und
wie sehr noch immer die westlichen In-
dustrienationen auf die Ausweitung der
Ölmenge setzen. 

Die Daten selbst nahezu aller Öl-
konzerne zeigen deutlich, dass der An-
gebotsausweitung Grenzen gesetzt
sind. Zudem „vertrauen“ die Industrie-
länder auf eine Preisbildung eines funk-
tionierenden Marktes. Das ist ein abso-
luter Irrglaube. Die Situation wird sich
in den kommenden Jahren mit steigen-
der Nachfrage und begrenzt aus erwei-
terbarem Ölangebot eher verschlech-
tern als verbessern. 

C L AU D I A  K E M F E RT

Prof. Dr. Claudia
Kemfert, 42, 
leitet die Abteilung 
Energie am Institut
für Wirtschafts-
forschung (DIW) 
in Berlin

1.
Hamburger Abendblatt: Hamburg hat
die Verpflichtung, die Schreib-
schrift zu erlernen, vom kommen-

den Schuljahr an aufgehoben. Seit Gene-
rationen lernen Grundschüler in
Deutschland die Schreibschrift. Hat sich
das positiv ausgewirkt?
Karin Brose: Es wirkt sich positiv auf ein
Kind aus, wenn es gelernt hat, die in sei-
nem Land übliche Schrift zu schreiben
und zu lesen. Wer kennt nicht das stolze
Gesicht eines Grundschülers, wenn er
betont: „Ich kann schon schreiben!“
Schrift ist ja nicht nur ein vereinbartes
System von Zeichen zur Weitergabe von
Informationen, sie ist auch Teil der kul-
turellen Bildung eines Landes. Und in
seiner Schrift drückt sich ein Mensch
aus. Wie schön ist ein handgeschriebe-
ner Liebesbrief? Kann man sich den ge-
tippt vorstellen?

2.
Und ohne diese klassische
Schrift droht der Untergang des
Abendlandes?

Brose: Zumindest wird Beliebigkeit da-
zu führen, dass dieses Kulturgut ver-
schwindet. Es ist schon schlimm genug,
dass wir in unserem Land einen Bil-
dungs-Föderalismus haben und Kinder
in jedem Bundesland etwas anderes ler-
nen. Bitte nicht auch noch an jeder
Grundschule in Hamburg!

3.
Die Schreibschrift hat sich im
Laufe der Jahrzehnte entwi-
ckelt. Eignet sich die von Druck-

buchstaben abgeleitete „Grundschrift“
als Weiterentwicklung?
Brose: Ich finde, es gibt überhaupt kei-
nen Grund, die Schreibschrift zu ver-
einfachen oder sogar abzuschaffen. Das
empfinde ich eher als Rückschritt.

4.
Handys, iPads und Computer
gehören zum Alltag von Schü-
lern. Viele Berufstätige erledi-

gen ihre Arbeit überwiegend elektronisch
und müssen gar nicht mehr von Hand
schreiben. Brauchen wir die Schreib-
schrift überhaupt noch?
Brose: Wir werden immer Schreib-
schrift brauchen, auch wenn wir immer
mehr tippen. Manche Schüler können
ohne Taschenrechner nicht mehr mul-
tiplizieren oder dividieren. Die Weg-
nahme der „Schreibhürde“ wird nur zu
weiterer Kompetenzminderung führen.

5.
Viele Grundschulen haben um
neue Regeln zur Schrift gebeten,
um sich der Realität anzupas-

sen, weil die Schüler zur Druckschrift
neigen. Machen es sich die Schulen zu
einfach?
Brose: Je niedriger wir das Anforde-
rungsprofil fassen, umso dramatischer
wird das Bildungsniveau sinken. Es
kann also nicht Ziel sein, mehr Schüler
über eine niedrige Hürde zu bekom-
men, die sie auch noch selbst geschaffen
haben. Es muss auch für die Kinder und
Jugendlichen ein Anreiz bleiben und
der Stolz empfunden werden dürfen, ei-
ne hohe Hürde überwunden zu haben.
Ob Druckschrift Realität in der Schule
ist, bestimmen nicht die Schüler.

Seite 12 Die Schrift-Probe

Mit der Schreibschrift
stirbt ein Kulturgut
Schulpolitik in Hamburg Fünf Fragen an Karin Brose

Karin Brose, 61,
ist Studienrätin 
an der Lessing-
Stadtteilschule in
Hamburg-Sinstorf

A N D R E A S  D E Y

Zeitverschwendung

„Wie sollen Hamburgs 
Schüler schreiben?“
Sprache wichtiger als Schreiben.
Hamburger Abendblatt, 28. Juni

Bedingt durch die rasant geänderte
Technik schriftlicher Kommunikation
ist die einst für Feder, Tinte und raues
Papier entwickelte Schreibschrift von
gestern. Ein schönes, aber nur noch für
eine Randgruppe interessantes Kunst-
handwerk. Auch bezweifle ich den kul-
turbildenden Wert der Schreibschrift.
Die Zeit, sie in der Grundschule zu er-
lernen, halte ich für Verschwendung.
Die Beherrschung der deutschen Spra-
che in all ihren vielschichtigen Aus-
drucksmöglichkeiten halte ich dagegen
für wesentlich wichtiger bei der Weiter-
entwicklung der deutschen Kultur in
den nächsten Generationen. Überle-
benswichtig ist auch die zukünftige Fä-
higkeit unseres Nachwuchses, sich mit-
tels einfacher, international leicht er-
kennbarer „lateinischer“ Handschrift
zu verständigen. 
Rolf Tonner, per E-Mail

Dumme Idee

Wie kann man nur auf so eine dumme
Idee kommen und die Schreibschrift
nicht mehr unterrichten wollen? Wenn
sie ordentlich unterrichtet wird, wird
sie selbstverständlich auch nach dem
fünften Schuljahr und im folgenden
weiteren Leben ständig benutzt, es sei
denn, alles, was man schriftlich von sich
gibt, wird auf einer Computertastatur
getippt. Dieser Beschluss ist ein kultu-
relles Armutszeugnis von Leuten, die
offenbar immer noch glauben, ohne
Lernen wird man schlauer.
Jürgen Jeschke, per E-Mail

Grenzen des Wachstums

„Saga will 20-mal mehr 
Wohnungen bauen“
Hamburg braucht auch grüne Oasen.
Hamburger Abendblatt, 28. Juni

Bei allem Verständnis dafür, dass es
mehr sozialen Wohnraum geben müss-
te, sollte man bedenken, dass alles seine
Grenzen hat, so auch Hamburg als
Wachsende Stadt. Wollen wir uns die
letzten verbliebenen grünen Flächen
zum Erholen mit Beton zubauen? Hier
ist wieder einmal mehr die Politik ge-
fragt, den Luxus-Investoren Grenzen zu
setzen und frei werdende Flächen kos-
tengünstig an Gemeinnützige Gesell-
schaften abzugeben.
Holger Karstens, per E-Mail

Festhalten an Selektion

„Abschied von der Hauptschule“
Veraltetes Menschenbild der Union.
Hamburger Abendblatt, 28. Juni

Der schulpolitische Quantensprung der
Union ist nur als ein Versuch zu verste-
hen, die Selektion der Kinder fortzu-
führen. Dass Realschule und Haupt-
schule künftig unter einem Dach statt-
finden, bedeutet keineswegs, dass sich
die CDU von ihrer nativistischen Bega-
bungstheorie verabschiedet. Die derzei-
tige Form der weiterführenden Schulen
und somit auch die Grundlage der
Hauptschulen wurde im Hamburger
Abkommen von 1964 festgeschrieben.
Das Menschenbild der Union wohl lei-
der auch.
Henning Reh, per E-Mail

Infantilisierung

„Lasst bundesweit mit 
16 Jahren wählen“
Politik auf dem Irrweg.
Hamburger Abendblatt, 28. Juni

Frau Dr. Sonntag-Wolgast führt selbst
zahlreiche Argumente gegen „Wählen
ab 16“ an, um diese dann geflissentlich
zu ignorieren. Überzeugend ist, dass
„von ihren Lehrern glänzend vorberei-
tete Schüler“ kluge Fragen stellen. Sol-
len diese dann auch wählen, was der
Lehrer ihnen beibrachte? Hier muss die
Schule versagen! Frau Sonntag „träumt
sich die Welt, wie sie nie war“ („Tabalu-
ga“, Peter Maffay). Die weitere Infanti-
lisierung der Politik ist ein Irrweg.
Klaus-Dieter Schwettscher

Die Zuschriften geben die Meinung der Einsender
wieder. Kürzungen vorbehalten. Weitere Briefe auf
www.abendblatt.de
Schreiben Sie an briefe@abendblatt.de oder per
Post an das Brieffach 2110, 20350 Hamburg

:: Die Volksrepublik China ist ein politologisches Phäno-
men: Auf einem rüden raubkapitalistischen Wirtschaftsalltag
sitzt ein altstalinistischer Überbau. Funktionieren kann dies
überhaupt nur mithilfe von Repression und Despotie. Mögli-
cherweise verfügt China mit rund 500 Milliardären –
Deutschland hat knapp 60 – inzwischen bereits über mehr
Superreiche als die USA. Ihnen stehen 250 Millionen mittel-
und weitgehend rechtlose Wanderarbeiter gegenüber, deren
Verzweiflung erheblichen sozialen Sprengsatz birgt.

Die Pekinger Führung weiß um diese Gefahr, sie weiß
ebenso um die bedenkliche demografische Entwicklung, die
Chinas Zukunft viel weniger Arbeiter und viel mehr Rentner
bescheren wird. Wenn das Reich seine Mitte nicht verlieren
und nicht eines Tages implodieren will, muss es die Um-
wandlung von explosivem Export und Auslandsinvestitionen
auf ein binnenorientiertes Wirtschaftsmodell schaffen, das
allen 1,3 Milliarden Chinesen zugutekommt. 

Doch derzeit wird China noch von einer auch nationalis-
tisch befeuerten Expansionswut getrieben, die stark mit der
jahrhundertelangen Demütigung durch den Westen zusam-
menhängt. Die sich häufenden Vorwürfe aggressiver Spionage
und unfairer Geschäftspraktiken, bei denen China westliche
Technologie abschöpft, dürften kaum alle aus der Luft ge-
griffen sein. Peking ist nahezu jedes Mittel recht, um den
begehrten Supermachtstatus zu erlangen. Nicht nur die In-
vestition in westliche Schlüsseltechnologien, sondern auch
der Erwerb und Besitz europäischer Staatsanleihen eignen
sich bei Bedarf zum machtpolitischen Hebel. 

Der deutsche Kurs gleicht einem Paartanz auf der Rasier-
klinge. Exportvizeweltmeister Deutschland kann es sich
nicht leisten, auf den Handel mit Exportweltmeister China
zu verzichten. Ein erfolgreicher Gipfel wie jener in Berlin
dient uns allen. Gerade angesichts seiner Vergangenheit kann
es sich Deutschland aber auch nicht leisten, die Achtung der
Menschenrechte in China nicht anzumahnen. Schließlich legt
man sich mit einem Partner ins Bett, der zugleich Weltmeis-
ter im Hinrichten ist und Kritiker wie Ai Weiwei oder den
Nobelpreisträger Liu Xiaobo nach Belieben entführen und
einkerkern kann. Die deutsche Rechtskultur mit dem Schutz
des Individuums ist mit der chinesischen nicht kompatibel.
Kritik ist notwendig, doch letztlich wird sich der Koloss Chi-
na eher aufgrund der Widersprüche und Mängel im eigenen
System zu einer offenen Zivilgesellschaft wandeln müssen.
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Tanz auf der Rasierklinge
Deutschland kann auf den Handel mit China nicht verzichten

L E I T A R T I K E L

T H O M A S  F R A N K E N F E L D

:: Gut gemeint, schlecht gemacht.
So lässt sich das Bildungspaket von
Arbeitsministerin Ursula von der Ley-
en (CDU) zusammenfassen. Mit Nach-
hilfe, warmem Mittagessen oder der
Finanzierung von Fußballstunden soll
es Kindern aus bedürftigen Familien
helfen. Das entspricht nicht nur einer
Vorgabe des Bundesverfassungsge-
richts, sondern ist auch eine sinnvolle
Investition in das wichtigste Kapital,
das unser Land hat. 

Tatsächlich kommt die Hilfe aber
kaum bei den Kindern an. Und das
liegt nicht an zu wenig Werbung, son-
dern an der komplizierten Umsetzung.
Statt das Geld direkt den Sportver-
einen oder Schulen zu geben, müssen
die Eltern Gutscheine bei den Jobcen-

tern beantragen. Der Vorteil: Die Ge-
fahr von Missbrauch ist gering. Der
Nachteil: 20 Prozent des 1,6-Milliar-
den-Programms gehen für die Büro-
kratieausgaben drauf. 

Hamburg macht es besser. Hier
dürfen die Sportvereine oder Musik-
schulen direkt mit den Jobcentern
abrechnen. Arme Kinder können so
auch ohne Elternantrag Sport treiben
oder ein Instrument lernen. Die Hür-
den zum Mitmachen sind niedriger.
Als sympathischer Nebeneffekt wer-
den Mütter oder Väter, die von Hartz
IV leben, nicht unter Generalverdacht
gestellt, sich möglicherweise Leis-
tungen zu erschleichen. Der Hambur-
ger Weg hat Vorbildcharakter. Gut
gemeint, gut gemacht. 
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K O M M E N T A R

Hamburg macht es besser

N I N A  PAU L S E N  

Das Bildungspaket funktioniert auch mit weniger Bürokratie 

Niedersachsen ist 
die Nummer eins, da können
die Bayern so oft, wie sie
wollen, die Statistik fälschen.

Z I TAT  D ES  TAG ES

Niedersachsens Ministerpräsident 
David McAllister beim Sommerfest der Landes-
regierung in Berlin über die Bedeutung Nieder-
sachsens in der Agrar- und Ernährungswirtschaft


